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Kommissions-
sitzungen

Kommissions-
sitzungen

Kommissions-
sitzungen

In diesem Sessionsrückblick informiere ich über die 
Wintersession, sowie über die Kommissionssitzungen bis dahin
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Zusätzlich zu den Sessionen und Kommissions-/Delegationssitzungen finden Sitzungen von 
parlamentarischen Gruppen, Informationsveranstaltungen und andere Anlässe statt



TA / 22. Dezember 2016

Eine typische Sessionswoche besteht nicht nur aus Ratsdebatten, 
sondern auch aus Fraktions- und Informationstreffen
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Montag

14:30 – 19 Uhr
(gelegentlich 

Abendsitzung bis 
21 Uhr)

Nationalratssitzung

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung

Dienstag

14:45 – 17:30 Uhr

Fraktionssitzungen

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung

Mittwoch

15 – 19 Uhr

Nationalratssitzung

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung

Donnerstag

15 – 19 Uhr
(nur 3. 

Sessionswoche)

Nationalratssitzung

8 – 10 Uhr
(nur 3. 

Sessionswoche)

Nationalratssitzung

Freitag

Anreise für 
Parlamentarier 

mit langem 
Anreiseweg 

(Graubünden, 
Tessin usw.)

Rückreise

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung

Mittagspause Mittagspause Mittagspause

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung
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Der Nationalrat wird neu durch einen Vertreter der SVP präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die CVP und die SP
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Stärke der Fraktionen im 
Nationalrat

SVP: 68

SP: 43

FDP: 33

CVP/EVP: 30

Grüne: 12

GLP: 7

BDP: 7

Präsident (SVP)

1. Vizepräsident (CVP)

8 Stimmenzähler

Quelle: www.parlament.ch
2. Vizepräsidentin (SP)
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Der Ständerat wird durch einen Vertreter der CVP präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die FDP und die CVP
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Stärke der Fraktionen im 
Ständerat

FDP: 13

CVP/EVP: 13

SP: 12

SVP: 6

Grüne: 1

BDP: 1

GLP: 0

2. Vizepräsident (CVP)

1. Vizepräsidentin (FDP)

Stimmenzählerin (SP)

Quelle: www.parlament.ch
Präsident (CVP)
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Die untenstehenden Geschäfte sind die bedeutendsten der 
Wintersession und werden nachfolgend vertieft behandelt

� Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative

� Voranschlag 2017 und Finanzplan 2018-2020

� Stabilisierungsprogramm 2017-2019

� Reform der Altersvorsorge 2020

� Volksinitiative "Ja zum Schutz der Privatsphäre" 

� Diverse weitere Geschäfte
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Alle Parteien ausser die SVP wollen den Volkswillen nicht 
umsetzen und die Zuwanderung in die Schweiz nicht beschränken

� Am 9. Februar 2014 nahmen Volk und Stände die Masseneinwanderungsinitiative der 
SVP an. Diese fordert in ihrem Kern durch eine eigenständige Steuerung die Reduktion 
der Zuwanderung – mittels jährlicher Höchstzahlen und Kontingente (inkl. Asylbewerber 
und Grenzgänger), mittels eines (echten) Inländervorrangs, und mittels der Beschränkung 
des Anspruchs auf dauerhaften Aufenthalt, Familiennachzug und Sozialleistungen.

9

Worum es geht

� Die SVP fordert eine konsequente Umsetzung des Volkswillens, das heisst eine 
Umsetzungsgesetzgebung, welche auch zu einer markanten Senkung der Zuwanderung 
führt.

Position der SVP

� Gegen die Verfassung, gegen das Volk und gegen die SVP beschloss der Nationalrat in 
der Herbstsession 2016 mit dem «Inländervorrang light» die Masseneinwanderungs-
initiative (16.027) umzusetzen und damit keine einzige Verfassungsbestimmung von Art. 
121a BV zu respektieren. 

� Vorgesehen sind gemäss dem Nationalrat lediglich die folgenden Massnahmen: Zunächst 
muss der Bundesrat dafür sorgen, dass das inländische Arbeitskräftepotenzial besser 
genutzt wird. Überschreitet die Zuwanderung trotzdem einen bestimmten Schwellenwert, 
können Arbeitgeber verpflichtet werden, offene Stellen dem Regionalen 
Arbeitsvermittlungszentrum (RAV) zu melden. Eine Pflicht, Inländer anzustellen, gibt es 
aber nicht – es würde sich nur um einen zeitlichen Vorsprung handeln. 

� Als Zweitrat ignoriert auch der Ständerat bei der Umsetzung der 
Masseneinwanderungsinitiative (16.027) den vom Volk angenommenen 
Verfassungsartikel. 

Ergebnis in den 
Räten (1/2)

Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative1
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Mit dem «Inländervorrang light» wird kein einziger Punkt der 
Initiative zur Beschränkung der Zuwanderung umgesetzt
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� Anstelle von Kontingenten und Höchstzahlen beschloss der Ständerat eine 
«Vorzugsbehandlung für inländische Arbeitslose». Dies bedeutet, dass Stellensuchende 
während einer bestimmten Frist exklusiven Zugang zu den Inseraten haben sollen, die 
den Arbeitsämtern gemeldet werden. Unternehmen können unter hohen Strafdrohungen 
verpflichtet werden, geeignete Stellensuchende zum Bewerbungsgespräch einzuladen. 
Ablehnungen sind zu begründen. Dieser Beschluss ist damit sogar noch schlimmer als die 
Version des Nationalrates und führt in der Praxis zu zusätzlichem massiven 
bürokratischen Mehraufwand ohne die in der Verfassung stehenden Punkte wie 
Kontingente und Höchstzahlen auch nur ansatzweise zu erfüllen. 

� In der Differenzbereinigung nimmt der Nationalrat das Konzept des Ständerats in den 
Grundzügen an. Um den Aufwand für Firmen in Grenzen zu halten, streicht er die 
umstrittene Begründungspflicht aus der Vorlage. Es bleibt zudem den Unternehmen 
überlassen, wen sie zum Bewerbungsgespräch einladen. Geeinigt haben sich die Räte 
auch darauf, dass alle beim RAV angemeldeten Stellensuchenden – dazu können auch im 
Ausland wohnhafte EU-Bürger gehören – eine Vorzugsbehandlung erhalten und nicht nur 
inländische Arbeitslose. Mit diesem „Konstrukt“ wird der Inländervorrang in der Verfassung 
ad absurdum geführt, da somit bis zur EU-Aussengrenze jeder als Inländer gilt.

� Keine Steuerung der Zuwanderung, keine Kontingente, keine Höchstzahlen, keine 
Beschränkung des Aufenthaltsrechts, Familiennachzug oder Sozialleistungen – alles 
Punkte, welche in der Verfassung stehen – all dies fehlt bei der Umsetzung der MEI durch 
das Parlament. Es wurde kein einziger Punkt der vom Volk angenommenen Initiative 
umgesetzt.

Ergebnis in den 
Räten (2/2)

Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative1
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Drei Jahre nach der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative 
hat sich der Nationalrat für die MEI-Nichtumsetzung entschieden

Art. 121a Steuerung der Zuwanderung
1 Die Schweiz steuert die Zuwanderung von Ausländerinnen und Ausländern eigenständig.
2 Die Zahl der Bewilligungen für den Aufenthalt von Ausländerinnen und Ausländern in der Schweiz wird durch 
jährliche Höchstzahlen und Kontingente begrenzt. Die Höchstzahlen gelten für sämtliche Bewilligungen des 
Ausländerrechts unter Einbezug des Asylwesens. Der Anspruch auf dauerhaften Aufenthalt, auf Familiennachzug 
und auf Sozialleistungen kann beschränkt werden.
3 Die jährlichen Höchstzahlen und Kontingente für erwerbstätige Ausländerinnen und Ausländer sind auf die 
gesamtwirtschaftlichen Interessen der Schweiz unter Berücksichtigung eines Vorranges für Schweizerinnen 
und Schweizer auszurichten; die Grenzgängerinnen und Grenzgänger sind einzubeziehen. Massgebende 
Kriterien für die Erteilung von Aufenthaltsbewilligungen sind insbesondere das Gesuch eines Arbeitgebers, die 
Integrationsfähigkeit und eine ausreichende, eigenständige Existenzgrundlage.
4 Es dürfen keine völkerrechtlichen Verträge abgeschlossen werden, die gegen diesen Artikel verstossen.
5 Das Gesetz regelt die Einzelheiten.

Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geändert:
Art. 197 Ziff. 9: Übergangsbestimmung zu Art. 121a (Steuerung der Zuwanderung)
1 Völkerrechtliche Verträge, die Artikel 121a widersprechen, sind innerhalb von drei Jahren nach dessen Annahme 
durch Volk und Stände neu zu verhandeln und anzupassen.
2 Ist die Ausführungsgesetzgebung zu Artikel 121a drei Jahre nach dessen Annahme durch Volk und Stände noch 
nicht in Kraft getreten, so erlässt der Bundesrat auf diesen Zeitpunkt hin die Ausführungsbestimmungen 
vorübergehend auf dem Verordnungsweg.

11

Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative1
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Mit 98 zu 67 Stimmen 
wurde die Null-Lösung 
zur Umsetzung der 
Masseneinwanderungs-
initiative vom National-
rat angenommen

Quelle: www.parlament.ch
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Umsetzung Masseneinwanderungsinitiative1
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Bereits vor der Abstimmung war klar, dass eine Annahme der 
MEI die Personenfreizügigkeit einschränken würde

� 19. September 2013: Bundesrätin Sommaruga warnt während der parlamen-
tarischen Beratung vor einer Annahme der Masseneinwanderungsinitiative: 
«Diese Initiative verlangt einen Systemwechsel. Sie will zurück zum 
Kontingentsystem. Es ist kein leichtes Schrauben am heutigen System, 
sondern es ist das Ende der Personenfreizügigkeit.»

� 9. Februar 2014: Die Schweizer Bevölkerung und die Mehrheit der Kantone 
nehmen die Volksinitiative "Gegen Masseneinwanderung" an. Die Wirtschaft 
warb mit dem Spruch «Bilaterale abholzen?» vor einer Annahme der Initiative.

� 20. Juni 2014: Der Bundesrat präsentiert sein Konzept zur Umsetzung des Zuwanderungsartikels.
� 11. Februar 2015: Der Bundesrat verabschiedet den Gesetzesentwurf und das 

Verhandlungsmandat mit der EU.
� 04. Dezember 2015: Der Bundesrat entscheidet sich für eine Schutzklausel.
� 4. März 2016: Der Bundesrat legt Gesetzesentwurf zur Steuerung der Zuwanderung vor.
� 1./2. September 2016: Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats (SPK-N) entscheidet sich 

für das Konzept einer Meldepflicht für freie Stellen – ohne Höchstzahlen, Kontingente und 
Inländervorrang.

� 21. September 2016: Alle Parteien ausser der SVP befürworten diese Null-Lösung.
� 16. Dezember 2016: Ständerat und Nationalrat verabschieden eine Null-Lösung. Am gleichen 

Tag ratifiziert der Bundesrat das Kroatien-Protokoll, obwohl dies klar gegen Art. 121a der 
Bundesverfassung sowie die Vorgabe des Parlamentes verstösst. 

13

Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative1
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Nach der MEI-Nichtumsetzung hat die AUNS eine Initiative zur 
Kündigung der Personenfreizügigkeit mit der EU angekündigt

14

Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative1
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Bundesrat und Parlament zielen mit der MEI-Nichtumsetzung 
darauf, internationales Recht über Schweizer Recht zu stellen

EU-Recht und 
EU-Richter statt 
Schweizer Recht

Worum 
es geht

� Zwingende Übernahme EU-Recht 
= Entmachtung Bürger

� Unterstellung unter fremde 
Gerichte = Gegen CH Souveränität

� EU kann Sanktionen ergreifen

� EU-Überwachungsinstanz
� Jährliche Kohäsionszahlungen
� Die EU ordnet an = EU-Beitritt in 

Raten = Ende des bilateralen 
Weges

Was 
die 

Folgen 
sind

Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative1

EU-Rahmenabkommen

Verfassung: Internationales 
Recht (Völkerrecht) ist zu 

beachten (Art. 5 BV)
Praxis: Internationales Recht 
übersteuert Schweizer Recht

� Bundesgericht stellt inter-
nationales Recht über 
Schweizer Recht (Änderung 
der Rechtsprechung)

� Verwaltung übernimmt EU-
Recht

� Schengen/Dublin zwingt 
bereits zur Rechtsübernahme

� Angenommene Initiativen 
werden nicht mehr umgesetzt

Selbstbestimmungsinitiative

Verfassung: Eigenständige 
Steuerung und Begrenzung 

der Zuwanderung = 
Gegenteil der 

Personenfreizügigkeit

� Eigenständige Steuerung
� Kontingente und Höchst-

zahlen
� Inländervorrang
� Verhinderung Einwande-

rung in die Sozialwerke
� Bewährte Lösung, 

welche die Schweiz 
bereits zwischen 1970 
und 2007 praktiziert hat

Umsetzung MEI

Das Rahmenabkommen muss 
dringend verworfen werden

Was zu 
tun ist

Die Selbstbestimmungs-
initiative muss unbedingt 

angenommen werden

Art. 121a BV gilt es 
umzusetzen; notfalls muss 
das FZA gekündigt werden

15
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Mit dem RASA-Gegenvorschlag soll genau dies erreicht werden –
entgegen dem Ziel der Selbstbestimmungsinitiative

16

Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative1
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Bei der Beratung des Budgets 2017 kam es zur sogenannten 
Differenzbereinigung zwischen den beiden Räten
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Entwurf des 
Bundesrats

� Der Bundesrat erarbeitet einen Entwurf zu einem neuen Gesetz
� Er kann dies auf Anregung seitens des Parlaments (durch Vorstösse) oder auf eigene Initiative hin tun

1. Beschluss des 
Nationalrats

1. Beschluss des 
Ständerats

2. Beschluss des 
Nationalrats

2. Beschluss des 
Ständerats

3. Beschluss des 
Nationalrats

3. Beschluss des 
Ständerats

Einigungs-
konferenz

Schluss-
abstimmungen

Beschluss des Büros, welcher Rat die Vorlage zuerst behandelt

� Beschluss des Nationalrats, wo er dem Bundesrat folgen will und wo er abweichende finanzielle Mittel / 
Formulierungen in die Vorlage einbringen will

Die verantwortliche Nationalratskommission behandelt die Vorlage und stellt dem Nationalrat Anträge

Die verantwortliche Ständeratskommission behandelt die Vorlage und stellt dem Ständerat Anträge
� Beschluss des Ständerats, wo er dem Bundesrat und wo er dem Nationalrat folgen will und wo er 

abweichende finanzielle Mittel / Formulierungen in die Vorlage einbringen will
Die verantwortliche Nationalratskommission behandelt die Vorlage und stellt dem Nationalrat Anträge

� Beschluss des Nationalrats, ob er dem Ständerat folgen will oder an seinen Anträgen festhält

Die verantwortliche Ständeratskommission behandelt die Vorlage und stellt dem Ständerat Anträge

� Beschluss des Ständerats, ob er dem Nationalrat folgen will oder an seinen Anträgen festhält

Die verantwortliche Nationalratskommission behandelt die Vorlage und stellt dem Nationalrat Anträge

� Beschluss des Nationalrats, ob er dem Ständerat folgen will oder an seinen Anträgen festhält

Die verantwortliche Ständeratskommission behandelt die Vorlage und stellt dem Ständerat Anträge

� Beschluss des Ständerats, ob er dem Nationalrat folgen will oder an seinen Anträgen festhält

� Eine Einigungskonferenz mit je hälftig Nationalrats- und Ständeratskommissionsvertretern wird 
einberufen. Diese stellt einen gesamtheitlichen Konzeptantrag, wo an der Version des Nationalrats 
und wo bei der Version des Ständerats festgehalten werden soll

� Der so  erarbeitet Kompromissvorschlag kommt in beiden Räten separat zur Abstimmung
� Lehnt ein Rat diesen Vorschlag ab, gilt beim Budget bei allen Positionen der tiefere Betrag

Voranschlag 2017 und Finanzplan 2018-20202
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Da der Ausblick für die Finanzplanjahre 2018-2020 getrübt ist, 
sollten die Ausgaben bereits für das Jahr 2017 reduziert werden

� Im Voranschlag 2017 resultiert ein Defizit von rund 250 Millionen Franken. Zwar 
entwickeln sich die Einnahmen wegen der konjunkturellen Erholung und einigen 
Sonderfaktoren günstig (+3,1%). Gleichzeitig legen jedoch auch die Ausgaben kräftig zu 
(+2,7 %), primär getrieben von den Migrationsausgaben und dem Zuwachs bei einigen 
stark gebundenen Ausgaben.

� In den Finanzplanjahren 2018–2020 drohen Defizite von 1,4 bis 1,9 Milliarden Franken. 
Die Ausgaben wachsen trotz Stabilisierungsprogramm 2017–2019 im durchschnitt stärker 
als die Einnahmen (+3,4 % ggü. +3,1 % pro Jahr von 2016–2020). Die Ausgabendynamik 
ist vor allem durch die stark wachsenden Ausgaben im Asylbereich gegrieben.

18

Worum es geht

� Die SVP fordert in Zeiten ohne Rezession ein ausgeglichenes Budget. Es ist nicht 
verständlich, weshalb der Bundesrat einem Jahresverlust von einer Viertelmilliarde 
budgetiert, statt nun die Staatsverschuldung abzubauen um für zukünftige Krisen 
gewappnet zu sein.

Position der SVP

� 1. Debatte im Erstrat: 
– Der Nationalrat beschloss Kürzungen bei den Personalausgaben des Bundes, den 

externen Dienstleistungen sowie der Informatik von rund 127 Millionen Franken. 
– Bei der Landwirtschaft wurde für Direktzahlungen rund 62 Millionen Franken mehr 

gesprochen, als der Bundesrat vorsah. 
– Ebenfalls wurden die Ausfuhrbeiträge für landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte 

nach dem sogenannten "Schoggigesetz" um 27 Millionen Franken gegenüber der 
Version des Bundesrates erhöht. 

Ergebnis in den 
Räten (1/3)

Voranschlag 2017 und Finanzplan 2018-20202
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Beide Räte bewegten sich während der Differenzbereinigung nur 
minim um nicht zu früh nachzugeben
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– Auch Universitäten, Fachhochschulen und Forschungseinrichtungen sollen im 
kommenden Jahr mehr Geld erhalten. 

– Der Nationalrat hat den Voranschlag 2017 in der Gesamtabstimmung überraschend 
abgelehnt. Sowohl die SVP wie auch die SP sowie ein Teil der Grünen waren mit der 
ausgearbeiteten Vorlage nicht zufrieden (die Linke störten sich an den Einsparungen 
des Bundespersonals, die SVP konnte einem Fehlbetrag von 254 Millionen Franken im 
Budget aus finanzpolitischen Gründen nicht zustimmen) und lehnten sie schliesslich 
deutlich mit 113 zu 77 Stimmen ab. 

� 1. Debatte im Zeitrat: Der Ständerat hat nach der überraschenden Ablehnung des 
Nationalrates den Voranschlag 2017 erneut beraten und ihn ohne grosse Diskussionen 
gutgeheissen. Nun ist wieder der Nationalrat am Zug. Verwirft die grosse Kammer den 
Entwurf zum zweiten Mal, so müsste der Bundesrat ein provisorisches Budget 
ausarbeiten. 

� 2. Debatte im Erstrat: Der Nationalrat hat im zweiten Anlauf dem Voranschlag 2017 
zugestimmt. Im Gegensatz zum ersten Mal lehnte die SVP nicht mehr ab, sondern enthielt 
sich der Stimme und machte damit den Weg frei für die Beratung des Geschäftes. Der 
Voranschlag geht nun wieder zurück an den Ständerat.

� 2. Debatte im Zweitrat: Weiterhin keine Einigung gibt es beim Voranschlag 2017 (16.041) 
– Der Ständerat ist dem Nationalrat aber in einem Punkt entgegengekommen: Die 

Asylausgaben sollen im Vergleich zum Vorschlag des Bundesrates um 344 Millionen 
Franken sinken. Hinzu kommt eine Kreditsperre auf 60 Millionen Franken. 

– Differenzen gibt es aber weiterhin bei den Einsparungen beim Bundespersonal sowie 
bei der Aufstockung der Ausfuhrbeiträge nach dem sogenannten "Schoggigesetz". 

Ergebnis in den 
Räten (2/3)

Voranschlag 2017 und Finanzplan 2018-20202
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Das Parlamentsgesetz sieht vor, dass beim Scheitern des Antrags 
der Einigungskonferenz überall die tieferen Beträge obsiegen
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� 3. Debatte im Erstrat: Beim Voranschlag 2017 (16.041) kommt es wahrscheinlich zur 
Einigungskonferenz. Die grosse Kammer ist bei der letzten Runde ihrer harten 
finanzpolitischen Haltung treu geblieben - es verbleiben noch sieben Differenzen zum 
Ständerat. 

� 3. Debatte im Zweirat: Der Voranschlag 2017 (16.041) geht in die Einigungskonferenz. 
Nach dem Nationalrat hielt auch der Ständerat an den meisten seiner letzten Beschlüsse 
fest. Nur bei der Aufstockung der Ausfuhrbeiträge für landwirtschaftliche 
Verarbeitungsprodukte nach dem sogenannten "Schoggigesetz" um 26,7 Millionen 
Franken folgte der Ständerat dem Nationalrat – es bleiben damit 7 Differenzen für die 
Einigungskonferenz übrig.

� Abstimmung über den Antrag der Einigungskonferenz: Beim Voranschlag 2017 hat 
sich die härtere Linie des Nationalrates durchgesetzt. Mit der Ablehnung des Antrags der 
Einigungskonferenz ist damit bei den verbliebenen sieben Differenzen jeweils die Position 
jener Kammer massgebend, welche den kleineren Betrag budgetiert hatte. Unter anderem 
sollen bei der Bundesverwaltung im nächsten Jahr 128 Millionen Franken gespart werden.

Ergebnis in den 
Räten (3/3)

Voranschlag 2017 und Finanzplan 2018-20202
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Insbesondere die Reduktionen um 110 Millionen Franken beim 
Personal und bei der Beratung waren umstritten

21

Quelle: www.parlament.ch

Voranschlag 2017 und Finanzplan 2018-20202
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Nach der Beratung durch die Räte schliesst der Voranschlag noch 
immer mit einem Defizit von 250 Millionen Franken ab

22

Quelle: EFV

Voranschlag 2017 und Finanzplan 2018-20202
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Seit 2012 war es das erste Mal, dass das Parlament beim Eigenauf-
wand gegenüber dem Vorschlag des Bundesrats auf die Bremse tritt
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Quelle: Bernerzeitung, Tagesanzeiger

Voranschlag 2017 und Finanzplan 2018-20202
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In den letzten 25 Jahren haben sich die Ausgaben des Staates  
mehr als verdoppelt

24

Quelle: …

Stabilisierungsprogramm 2017-20193
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Die einzelnen Ausgabenbereiche der Bundesverwaltung haben 
sich seit 2001 sehr unterschiedlich entwickelt

25

Quelle: economiesuisse

Stabilisierungsprogramm 2017-20193
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Die Schuldenbremse wird 2018/2019 in auf die Probe gestellt, da 
seit deren Einführung im Jahr 2006 nie grosse Defizite anfielen

26

Quelle: economiesuisse

Strukturelle Defizite = 
durch Sparbemühungen 

zu eliminieren!

Stabilisierungsprogramm 2017-20193
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Das Stabilisierungsprogramm 2017-2019 wird benötigt, um den 
Bundeshaushalt im Lot zu halten

� Das  Stabilisierungsprogramm 2017-2019 des Bundesrats reduziert die Ausgaben 
gegenüber der bisherigen Planung um bis zu einer Milliarde Franken pro Jahr. Die 24 
Massnahmen erstrecken sich über das gesamte Aufgabenspektrum des Bundes. Mit dem 
Bundesgesetz über das Stabilisierungsprogramm 2017-2019, einem Mantelerlass, sollen 16 
bestehende Bundesgesetze geändert werden.

� Einen überproportionalen Beitrag leisten jene Aufgabengebiete, die in den vergangenen 
Jahren besonders stark gewachsen sind: Die Bildung und Forschung sowie die 
Beziehungen zum  Ausland. Auch die  Verwaltung, insbesondere der Personalbereich,  trägt 
einen angemessenen Teil der Last. Die Kantone werden durch das Stabilisierungs-
programm 2017-2019 nicht übermässig belastet.

� In den Jahren 2018 und 2019 zeichnen sich aufgrund der Reform der Altersvorsorge 2020, 
den 5 Mia. Franken Armee-Ausgaben und dem Nationalstrassen- und Agglomerations-
verkehrs-Fonds weiterhin grössere strukturelle Defizite ab, so dass ev. zusätzliche 
Sparanstrengungen zur Einhaltung der Schuldenbremse notwendig sein werden.

27

Worum es geht

� Die SVP unterstützt die Sparbemühungen des Bundesrats. Die Ausgaben für die 
Landwirtschaft will sie auf dem bisherigen Niveau belassen.Position der SVP

Stabilisierungsprogramm 2017-20193
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Das Stabilisierungsprogramm 2017-2019 wird benötigt, um den 
Bundeshaushalt im Lot zu halten

28

� Der Ständerat hat als Erstrat das vom Bundesrat vorgelegte Stabilisierungsprogramm 
2017-2019 (16.045) beraten und im Gegensatz zu diesem weniger Einsparungen be-
schlossen. Der Ständerat will den Bundeshaushalt gegenüber dem Finanzplan jährlich nur 
um 650 bis 730 Mio. statt um 800 bis 1’000 Mio. Fr. entlasten. Mit diesen Beschlüssen zum 
Stabilisierungsprogramm kann die Schuldenbremse nicht eingehalten werden.

� Der Nationalrat will als Zweitrat wie der Ständerat bei der Landwirtschaft und der Bildung 
das Ausgabenwachstum weniger drosseln als der Bundesrat vorsieht. Zusätzliche 
Reduktionen des Ausgabenwachstums beschloss er jedoch beim Bundespersonal. Bei der 
Entwicklungshilfe folgte er mit 94 zu 89 Stimmen knapp dem Bundesrat. Für zusätzliche 
Reduktionen machten sich die SVP und die FDP stark. Weil jedoch insgesamt neun 
Parlamentarier abwesend waren und zwei FDP-Vertreter dagegen stimmten, konnten sich 
die beiden Fraktionen trotz ihrer Mehrheit im Rat nicht durchsetzen.

� Aufgrund des knappen Zeitbudgets während der Wintersession 2016 wurde beschlossen, 
die Beratung des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 erst während der Frühlingssession 
abzuschliessen.

Ergebnis in den 
Räten

Stabilisierungsprogramm 2017-20193
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Ständerat und Nationalrat wollen im Vergleich zum Bundesrat 
jährlich ca. 150-200 Millionen Franken weniger sparen

29

Quelle: economiesuisse

Stabilisierungsprogramm 2017-20193

Ständerat Nationalrat Differenzen
Mio. CHF 2017 2018 2019 2017 2018 2019
Entlastungsvolumen gem. Botschaft 796 898.4 978.2 796 898.4 978.2
Massnahmen im Eigenbereich -5.5 -5.5 -5.6 100 100 x
Massnahmen im Transferbereich EDA -0.3 -0.3 -0.3 x
Migration und Integration -0.5 -11.4 -11.4 x
Bildung und Forschung -73.8 -107.8 -107.8 -73.8 -107.8 -107.8

Direktzahlungen -61.9 -59.8 -68.7 -61.9 -59.8 -68.7
Absatzförderung -2.5 -2.5 -5 -2.5 -2.5 -5

Einlage Fonds Regionalpolitik 10 10 x
Individuelle Prämienverbilligung -73.5 -77 -73.5 x
Entlastungsvolumen neu 651.9 637.9 702.7 657.6 764.5 906.4
Delta zu Bundesrat -144.2 -260.5 -275.5 -138.5 -133.9 -71.8

Delta zu Bundesrat in % -18.1% -29.0% -28.2% -17.4% -14.9% -7.3%
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Aufgrund der Zunahme der Lebenserwartung und der tiefen 
Fruchtbarkeitsrate muss die Altersvorsorge saniert werden

30

Altersvorsorge 20204
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In den letzten Jahrzehnten wurde den Schweizerinnen und 
Schweizern Altersrenten versprochen, welche nicht finanziert sind

� Für die AHV wird bereits heute mehr ausgegeben als eingenommen. Im Jahr 2015 
standen 41,7 Mia. Fr. Ausgaben, Einnahmen in der Höhe von 41,2 Mia. Fr. gegenüber.

� Heute leben in der Schweiz rund 1,5 Millionen über 65-Jährige. In 30 Jahren sind es rund 
3 Millionen Menschen die eine Rente beziehen werden.

� Bis 2030 fehlen wegen den geburtenstarken Jahrgängen (Babyboomer) und der längeren 
Lebensdauer der Menschen 7 Milliarden Franken pro Jahr. Das reisst riesige Löcher in die 
Finanzierung und auch der AHV-Sicherheitsfonds wird bis 2030 erschöpft sein.

31

Worum es geht

� Die SVP setzt sich für eine ausgewogene Reform der Altersvorsorge ein. Es geht bei der 
Reform um die Anpassung des Rentenalters der Frauen an dasjenige der Männer sowie 
um die längerfristige Sicherung unserer Altersvorsorge. Die SVP bietet Hand für eine 
Reform, allerdings nicht um jeden Preis. 

Position der SVP

� Der Nationalrat hat in der Herbstsession der Angleichung des Frauenrentenalters auf 65 
Jahre und der Senkung des Mindestumwandlungssatzes von 6,8 auf 6,0 Prozent 
zugestimmt. In der Gesamtabstimmung unterstützten SVP, FDP und GLP die Vorlage. 

� Der Ständerat bleibt bei der Reform der Altersvorsorge 2020 (14.088) weiterhin hart und 
hält an seinem Konzept fest. Kernpunkte sind der Zuschlag auf neue AHV-Renten von 70 
Franken und die Erhöhung der Ehepaar-Renten. Weitere Differenzen gibt es bei den 
Anpassungen in der zweiten Säule, den Witwenrenten oder der Zusatzfinanzierung aus 
der Mehrwertsteuer. Die Vorlage geht nun zurück an den Nationalrat.

� Sollte die Reform scheitern, würde der Bundesrat wohl die Erhöhung der Mehrwertsteuer 
und/oder der Lohnprozente zur Finanzierung der Altersrenten vorschlagen.

Ergebnis in den 
Räten

Altersvorsorge 20204
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Nach dem bundesrätlichen Vorschlag wird die AHV vor allem 
über eine Erhöhung der Mehrwertsteuer saniert

32

Bemerkung: Veränderung der AHV-Finanzierungslücke, in Prozentpunkten des BIP, Basisjahr 2011, Produktivitätswachstum = 1%, realer Zinssatz = 2%
Quelle: UBS, EFD, BFS, BSV,

Altersvorsorge 20204
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Beim nationalrätlichen Vorschlag ist die Abhängigkeit von einer 
Erhöhung der Mehrwertsteuer weit geringer

33

Bemerkung: Veränderung der AHV-Finanzierungslücke, in Prozentpunkten des BIP, Basisjahr 2011, Produktivitätswachstum = 1%, realer Zinssatz = 2%
Quelle: UBS, EFD, BFS, BSV

Altersvorsorge 20204
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Nach dem ständerätlichen Vorschlag wird die AHV wieder zu 
einem grossen Teil über eine Erhöhung der Mehrwertsteuer saniert

34

Bemerkung: Veränderung der AHV-Finanzierungslücke, in Prozentpunkten des BIP, Basisjahr 2011, Produktivitätswachstum = 1%, realer Zinssatz = 2%
Quelle: UBS, EFD, BFS, BSV

Altersvorsorge 20204
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Durch die Initiative «Ja zum Schutz der Privatsphäre» soll die 
finanzielle Privatsphäre der Bürger geschützt werden

� Die Initiative zielt darauf ab, in der Bundesverfassung zusätzlich zum Grundrecht auf 
Schutz der Privatsphäre ein Grundrecht auf Schutz der finanziellen Privatsphäre zu  
verankern. Ausserdem legt die Initiative abschliessend fest, unter welchen 
Voraussetzungen im Steuerbereich von diesem Anspruch auf Schutz der Privatsphäre 
abgewichen werden kann, und sieht vor, dass die Fälle für eine Abweichung in anderen 
als steuerlichen Belangen im Gesetz geregelt werden. 

35

Worum es geht

� Die SVP unterstützt die Initiative, weil damit die finanzielle Privatsphäre der Bürgerinnen 
und Bürger geschätzt werden kann. Zudem wird mit der Annahme der Initiative der 
Bundesrat daran gehindert, das Bankgeheimnis auch im Inland abzuschaffen.

Position der SVP

� Der Nationalrat hat die Volksinitiative "Ja zum Schutz der Privatsphäre" (15.057) sowie 
den Gegenvorschlag beraten. Sowohl mit der Initiative als auch mit dem Gegenvorschlag 
soll das Bankgeheimnis in der Verfassung verankert werden. Ziel beider Begehren ist es, 
die finanzielle Privatsphäre der Bürger besser zu schützen. 

� Der Nationalrat empfiehlt die Volksinitiative "Ja zum Schutz der Privatsphäre" (15.057) zur 
Annahme – und stellt ihr gleichzeitig einen eigenen Vorschlag gegenüber. Der Entscheid 
fiel am Donnerstag mit 80 zu 60 Stimmen bei 55 Enthaltungen. Auch mit dem 
Gegenvorschlag soll das Bankgeheimnis in der Verfassung verankert werden. 

Ergebnis in den 
Räten

Volksinitiative "Ja zum Schutz der Privatsphäre" 5
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (1/6)

36

Diverse weitere Geschäfte6

� Der Ständerat beantragt für die Landwirtschaft finanzielle Mittel in den Jahren 2018-2021 
(16.038), von insgesamt 13,56 Milliarden Franken vorzusehen. Das sind 232 Millionen 
Franken weniger als der Nationalrat in der Herbstsession beschlossen hat, aber immer 
noch 282 Millionen Franken mehr als vom Bundesrat beantragt. 

Finanzielle Mittel 
für die 

Landwirtschaft

� Nach dem Ständerat hat auch der Nationalrat der Finanzierung der Eisenbahninfrastruktur 
(16.040) zugestimmt. Damit werden von 2017 bis 2020 rund 13,2 Milliarden Franken in die 
Bahninfrastruktur fliessen - fast 2,4 Milliarden Franken mehr als in der laufenden Periode, 
um den Erhalt der immer mehr belasteten Infrastruktur zu decken. Einzig die SVP brachte 
Kritik an der massiven Erhöhung an, hatte jedoch keine Chance.

Finanzierung der 
Eisenbahninfra-

struktur 

� Der Ständerat ist gegen den Willen ihrer vorberatenden Kommission auf eine Vorlage 
(16.055) eingetreten, welche Finanzmittel des Bundes im Umfang von 100 Mio. Franken 
für die Verbilligung von Kinderbetreuungsplätzen vorsieht. 

Mehr Geld für die 
Subventionierung 

von Krippen

� Unter dem Berufsbildungsgesetz (16.025) wird der Bund künftig bis zur Hälfte der Kosten 
einer höheren Berufsausbildung übernehmen. Neu finanziert der Bund auch Beiträge an 
Absolventen von Kursen zur Vorbereitung auf eidgenössische Berufsprüfungen und 
höhere Fachprüfungen.

Mehr Geld für die 
höhere Berufs-

ausbildung

� Angenommen wird eine Motion (16.3676), welche die Beiträge an Hörgeräte von AHV-
Rentnern den höheren Vergütungen der IV-Bezüger gleichstellen will.

Beiträge an 
Hörgeräte 
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (2/6)

37

� Der Nationalrat will die in der Verfassung verankerte Schuldenbremse nicht aufweichen. 
Mit einer Kommissionsmotion (16.3634) beauftragt er den Bundesrat, eine Anpassung der 
bisherigen Regeln auf Gesetzesweg auszuschliessen. Eine Mehrheit aus SVP, FDP und 
BDP verhalf dem Vorstoss zum Erfolg. Der Bund soll aus ihrer Sicht weiterhin Schulden 
abbauen und nicht mehr Geld ausgeben. Nun ist der Ständerat am Zug. 

Keine 
Aufweichung der 
Schuldenbremse

Diverse weitere Geschäfte6

� Bei einem weiteren finanzpolitischen Geschäft der neuen Finanzordnung 2021 (16.053) 
hat die grosse Kammer der Verlängerung der Erhebung der direkten Bundessteuer und 
der Mehrwertsteuer bis ins Jahr 2035 zugestimmt. Die beiden Einnahmequellen machen 
mehr als 60 Prozent der gesamten Bundeseinnahmen aus und belaufen sich auf über 42 
Milliarden Franken pro Jahr. 

Neue 
Finanzordnung 

2021

� Mit 175 zu 14 Stimmen klar angenommen wurde dagegen die Immobilienbotschaft 2016 
des EFD (16.046). Das Parlament hat 179,8 Millionen Franken für zivile Bundesbauten 
genehmigt. Mit dem Geld will der Bund unter anderem das Asylzentrum Boudry NE 
erweitern, Dienstwohnungen für das Grenzwachtkorps bauen und ein 
Hochsicherheitslabor sanieren. 

Immobilien-
botschaft 2016 

� Im Nationalrat wurde eine Anpassung gutgeheissen (12.470), welche Familien, die ihr 
schwerkrankes oder schwerbehindertes Kind zu Hause pflegen, mehr Geld geben will. 
Heute erhalten betroffene Familien einen monatlichen Intensivpflegezuschlag (IPZ) 
zwischen 470 und 1410 Franken. Dieser soll nun erhöht werden. Je nach Pflegebedarf 
sollen Familien künftig zwischen 940 und 2350 Franken bekommen. 

Mehr Geld für 
Familien mit 

schwerkranken 
Kindern
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (3/6)
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� Der Ständerat stellt der Volksinitiative "Für Ernährungssicherheit" (15.050) des 
Bauernverbands einen eigenen Vorschlag gegenüber. Der Entscheid fiel mit 38 zu 4 
Stimmen. 

Initiative "Für 
Ernährungs-
sicherheit" 

Diverse weitere Geschäfte6

� Angenommen gegen den Willen der SVP hat die grosse Kammer zudem zwei 
internationale Vertragswerke. So stimmte er der Ratifikation eines Protokolls zum 
internationalen Abkommen gegen Zwangsarbeit (16.058) zu. Ebenfalls angenommen 
wurde der Beitritt der Schweiz zum dritten Fakultativprotokoll zur UNO-
Kinderrechtskonvention (15.085). Das Protokoll ergänzt die Kinderrechtskonvention um 
ein Mitteilungsverfahren. Einzelpersonen können sich an den UNO-
Kinderrechtsausschuss wenden und Verletzungen ihrer Kinderrechte geltend machen.

Regelung zur 
Zwangsarbeit 

und zu den 
Kinderrechten

� Der Bundesrat will im kommenden Jahr mit seinen Jahreszielen 94 Massnahmen 
umsetzen. Unter anderem will er dem Parlament eine Botschaft zum 
Dienstleistungsabkommen TISA vorlegen. Auch zum institutionellen Abkommen mit der 
EU soll es nächstes Jahr möglicherweise eine Vorlage geben. Mit einer 
Gesetzesänderung soll zudem die Lohngleichheit durchgesetzt werden. 

Jahresziele des 
Bundesrates

� Ebenfalls angenommen, wenn auch nur knapp, mit 96 zu 89 Stimmen wurde eine Motion 
(16.3044) zur Abschaffung der Heiratsstrafe. Basis für die künftige Steuerberechnung soll 
gemäss Motion die gemeinsame Besteuerung sein. Explizit erwähnt im Vorstoss sind 
Splitting- und Teilsplittingmodelle und die vom Bundesrat ins Spiel gebrachte alternative 
Besteuerung. 

Abschaffung der 
Heiratsstrafe
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (4/6)
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� Der Ständerat stimmte der Ratifikation des UNO-Transparenzübereinkommens (16.037) 
zu. Damit sollen Schiedsverfahren zu Streitigkeiten über Auslandinvestitionen nicht länger 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattfinden. Die Annahme bedeutet, dass die Regeln 
auch auf alte Investitionsschutzabkommen anzuwenden sind, sprich alle Dokumente der 
jeweiligen Verfahren öffentlich gemacht werden. 

UNO-
Transparenz-

übereinkommen

Diverse weitere Geschäfte6

� Der Ständerat nimmt das Zusatzprotokoll des Europarats zur Europäischen Charta der 
kommunalen Selbstverwaltung (16.059) an, welches die Mitgliedstaaten unter anderem 
dazu verpflichtet, Bürgern in ihrer Gebietskörperschaft das aktive und das passive 
Wahlrecht einzuräumen. Die Schweiz erfüllt die Anforderungen schon heute.

Europ. Charta der 
kommunalen 

Selbstverwaltung 

� Klar angenommen – gegen den Willen der Mehrheit der SVP – wurde zudem der 
Bundesbeschluss zur Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands (12.057). Damit 
beteiligt sich die Schweiz auch künftig an der Agentur, die für den Betrieb der 
Informationssysteme von Schengen und Dublin zuständig ist. 

Weiterentwick-
lung von 

Schengen

� Der Ständerat lehnt eine Kommissionsmotion (16.3007), welche die Grenzwerte für 
Mobilfunkantennen an das EU-Niveau anpassen wollte, knapp ab. Damit wird auch in 
Zukunft die Schweiz 10mal schärfere Grenzwerte als das europäische Umfeld haben und 
dadurch der Ausbau des Mobilnetzes verzögert.

Grenzwerte für 
Mobilfunk-
antennen 

� Das Parlament hat Ulrich Meyer (SP) als neuen Präsident des Bundesgerichts sowie als 
neue Vizepräsidentin Martha Niquille (CVP) gewählt. Als neuer Präsident des 
Militärkassationsgerichts wurde zudem Paul Tschümperlin (CVP) sowie Rolf Grädel
(SVP), als neues Mitglied der Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft gewählt.

Richterwahlen
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (5/6)
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Diverse weitere Geschäfte6

� Ebenfalls angenommen wurde im Nationalrat die Verlängerung des Gentech-Moratoriums 
(16.056) um weitere vier Jahre. Im Gegensatz zum Bundesrat will der Nationalrat aber 
keine gesetzliche Grundlage für die Koexistenz von gentechfreien und gentechnisch 
veränderten Pflanzen schaffen, die nach Ablauf des Moratoriums zur Anwendung kommen 
würde. 

Verlängerung 
Gentech-

Moratorium

� Angenommen wurde zudem eine Motion (16.3705), welche fordert, dass die Teuerung bei 
Rahmen- und Verpflichtungskrediten nur dann ausgeglichen werden soll, wenn sie auch 
tatsächlich anfällt. Mit dem Systemwechsel sollen die in der Vergangenheit geführten 
Mehrausgaben bei den Krediten minimiert werden. 

Teuerungsaus-
gleich bei 
Krediten 

� Knapp angenommen mit 97 zu 93 Stimmen gegen den Willen der SVP und wurde ein 
neues Gesetz zum Schutz vor sogenannten nichtionisierenden Strahlungen und Schall 
(15.084). Damit werden künftig starke Laserpointer verboten sowie der Einsatz von 
Solarien und gewissen Kosmetikgeräten stärker reguliert. 

Nichtionisierende 
Strahlung und 

Schall

� Nach dem Ständerat hat auch der Nationalrat das Bundesgesetz über Tabakprodukte 
(15.075) an den Bundesrat zurückgewiesen. Das Gesetz wollte ein Werbeverbot sowie 
mehr Präventionsmassnahmen in diesem Bereich. 

Werbeverbot für 
Tabakprodukte

� Das Bundesgesetz zur Binnenschifffahrt (16.054) wurde durch den Nationalrat 
angenommen. Damit soll künftig auch bei Bootsführern wie bei Autofahrern ein 
Atemalkoholtest genügen, um einen zu hohen Pegel nachzuweisen. Heute ist dafür eine 
Blutprobe nötig.

Atemalkoholtest 
für Schiffsführer
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (6/6)
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� Der Nationalrat will, dass Kinder und junge Erwachsene weniger Krankenkassenprämien 
zahlen sollen. Er hat eine entsprechende Vorlage (10.407/13.477) an den Ständerat 
überwiesen. Eine Anpassung beim Risikoausgleich soll es den Krankenkassen erlauben, 
19- bis 25-Jährigen einen Prämienrabatt von schätzungsweise 92 Franken zu gewähren. 
Dadurch sollen weniger junge Erwachsene auf Prämienverbilligungen angewiesen sein. 
Gegen die Vergünstigungen hatten sich die SVP und teilweise auch die FDP gestellt, da 
damit die ältere Generation stärker belastet würde. 

Tiefere 
Krankenkassen-

prämien für 
Kinder und junge 

Erwachsene 

Diverse weitere Geschäfte6

� Der Ständerat hat als Erstrat Gesetze (15.073, 16.064) gutgeheissen, welche den 
Anlegerschutz und die Aufsicht über die Finanzdienstleister neu regeln wollen. Von den 
ursprünglichen Plänen ist allerdings nicht viel übrig geblieben. Die kleine Kammer 
entschied sich gegen einen zu starken Ausbau des Anlegerschutzes. 

FIDLEG/FINIG

� Beim Krankenversicherungsgesetz sollen sich die Patienten künftig stärker als bisher an 
den Kosten beteiligen. Insbesondere die tiefste Franchise von 300 Franken soll dabei 
regelmässig je nach Kostenentwicklung nach oben angepasst werden können. Der 
Nationalrat hiess eine entsprechende Motion (15.4157) gut.

Anpassung 
Mindest-
franchise

� Der Ständerat lehnt die Vorlage zur Änderung der Besteuerung beim Verkauf von land-
und forstwirtschaftlichen Grundstücken, welche die Befreiung von der Bundessteuer 
vorsah, ab. Das Geschäft geht an den Nationalrat zurück.

Land- & forstwirt-
schaftliche

Grundstücke
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Ein Besuch im Bundeshaus ist während den Sessionen jederzeit 
möglich – ich würde mich sehr darüber freuen!

Die nächsten Sessionen finden an folgenden Daten statt:
� Frühlingssession: 27. Februar – 17. März 2017
� Sommersession: 29. Mai – 16. Juni 2017
� Herbstsession: 11. – 29. September 2017
� Wintersession: 27. November – 15. Dezember 2017

Ein Besuch im Bundeshaus ist wie folgt möglich:
� Als Gruppe bis max. 40 Personen:

– Anmeldung im Internet unter www.parlament.ch: 
Home > Services > Besuch im Parlamentsgebäude > Sessionsbesuche

– Für Rückfragen E-Mail an sessionsbesuche@parl.admin.ch oder Tel. unter +41 58 322 97 11
� Als Einzelperson oder Gruppe bis max. 4 Personen:

– E-Mail an mich
– Individueller Besuch im Bundeshaus inkl. Besuch der Wandelhalle

43
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Bisher erst 39'954 Unterschriften gegen das Energiegesetz 
gesammelt: Völlig ungenügender Sammelstand!

Bitte unterschreiben Sie noch heute!
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Bisher Neu

Alle Kantone kennen 
steuerliche Sonderregeln für

besonders mobile 
Unternehmen.

Gleiche Steuervorschriften 
für alle Unternehmen. 

24’000 international tätige 
Unternehmen (auch viele 

Schweizer Firmen) profitieren. 

Gleich Steuersätze für KMU 
und international tätige 

Unternehmen.

Sonderregelungen der Kantone sind im Ausland nicht länger 
akzeptiert
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Stimmen Sie am 12. Februar 2017 JA zur Steuerreform und 
NEIN zur erleichterte Einbürgerung von Ausländern

48

� Bundesgesetz über steuerliche Massnahmen zur Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmensstandorts 
Schweiz (Unternehmenssteuerreformgesetz III)

� Bundesbeschluss über die erleichterte Einbürgerung von 
Personen der dritten Ausländergeneration

� Bundesbeschluss über die Schaffung eines Fonds für die 
Nationalstrassen und den Agglomerationsverkehr 
(Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds, NAF).

JA

NEIN

JA
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?
Haben Sie Fragen?


